Übungsfall – Lösung
Strafbarkeit des A

1. Handlungsabschnitt: Verhalten bis zum Verlassen des Einkaufsmarktes

I. §§ 253, 255 – räuberische Erpressung

Indem A die Kassiererin unter Vorhaltung der Pistole veranlasste, ihm das Geld auszuhändigen, könnte er sich wegen räuberischer Erpressung strafbar gemacht haben

1. Dann müßte er die K mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben bedroht haben. Das Vorhalten der Pistole stellt eine konkludente Drohung für Leib oder Leben der K dar. Der Umstand, dass die Pistole nicht geladen war, ändert an der Bedrohung nichts. Entscheidend ist, dass der Bedrohte die Ausführung der Drohung für möglich hält und der Drohende vorgibt, auf den Eintritt des Übels Einfluß zu haben. 
2. Durch die Drohung müßte K zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung genötigt worden sein. K hat das Geld an den A herausgegeben. Strittig im Rahmen der räuberischen Erpressung ist jedoch die Frage, ob das abgenötigte Verhalten eine Vermögensverfügung des Genötigten sein muß oder nicht.

a) Die Rechtsprechung fordert eine solche Vermögensverfügung nicht: sie beruft sich dabei zum einen auf den Wortlaut des Gesetzes, der mit § 240 StGB übereinstimme und nicht auf eine Vermögensverfügung abstelle, sowie auf den systematischen Zusammenhang mit § 249, bei dem der Einsatz der Personengewalt zur Wegnahme erfolge, während diese Gewalt im Rahmen des § 255 eine Handlung, Duldung oder Unterlassung des Opfers bewirke. Folgt man der Rechtsprechung, derzufolge eine Vermögensverfügung nicht erforderlich ist, stellt sich die Herausgabe des Geldes an      K als ausreichender Nötigungserfolg dar. 

b) Demgegenüber hält die Literatur die Erpressung ebenso wie den Betrug für ein Selbstschädigungsdelikt und setzt eine Vermögensverfügung des Genötigten, also ein willentliches Verhalten, voraus. Fraglich ist, ob das Verhalten der K, die Herausgabe des Geldes,  trotz der vorgehaltenen Pistole noch als ein willentliches Verhalten gewertet werden kann. Nach der Theorie der subjektiven Opfermitwirkung ist dabei die Vorstellung des Opfers entscheidend: eine Vermögensverfügung liegt vor, wenn der Genötigte den Gewahrsamsverlust als von seinem mitwirkenden Verhalten ansieht, nicht dagegen, wenn er die Sache unabhängig von seiner Mitwirkung als verloren ansieht, weil sich der Täter die Sache zB selbst nehmen kann. Hier war die Kasse zwar abgeschlossen, aber da der Schlüssel steckte, konnte A sie jederzeit aufschließen und sich das Geld selbst nehmen. Das war auch der K bekannt. Somit fehlt es an einer aus Opfersicht notwendigen Mitwirkung; eine Vermögensverfügung liegt nicht vor, §§ 253, 255 greifen nicht ein.     
c) Zu entscheiden ist daher, daher, welcher Ansicht zu folgen ist: Gegen die Ansicht der Rechtsprechung spricht, dass sich auf ihrer Basis, nach der jedes Handeln, Dulden Unterlassen eine Erpressung ist, jede Wegnahme beim Raub zugleich auch eine Duldung der Wegnahme iS von § 255 darstellt; Raub wäre somit praktisch überflüssig. Außerdem führt die Ansicht der Rechtsprechung dazu, dass Privilegierungen des Täters, der Sachen ohne Zueignungsabsicht wegnimmt, zB § 248b, unterlaufen werden, wenn Gewalt im Spiel ist; dann wäre zwar eine Bestrafung nicht nach § 249 StGB möglich, aber nach § 255 StGB. Den Vorzug verdient daher die Auffassung der Literatur, eine räuberische Erpressung scheidet daher aus. 

II. § 249 – Raub 

1. Bei den Geldscheinen handelt es sich um fremde bewegliche Sachen. 

2. Diese müßte A weggenommen haben. Wegnahme bedeutet Bruch fremden und Begründung neuen Gewahrsams. Ursprünglich standen die Scheine im Gewahrsam der Kassiererin bzw. ihres Vorgesetzten. Indem A mit den Scheinen den Einkaufsmarkt verlässt (abstellen auf den spätesten Zeitpunkt), hat er neuen Gewahrsam begründet. Der Gewahrsam müßte auch gebrochen worden sein, dh ein Einverständnis würde den Gewahrsamsbruch ausschließen. Ein willentliches Verhalten liegt, wie oben festgestellt wurde, nicht vor; somit scheidet ein Einverständnis in die Gewahrsamsbegründung (und damit in die – trotz äußerlicher Weggabe - gegebenen Wegnahme) aus.
3. Indem A der K die Pistole vorgehalten hat, hat er sie mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben bedroht.

4. Die Bedrohung wurde auch zur Wegnahme eingesetzt; der subjektive Finalzusammenhang ist damit gegeben.     

5. A hat vorsätzlich gehandelt und auch mit Zueignungsabsicht, dh mit Aneignungsabsicht und Enteignungswillen. 

6. Die Absicht der Zueignung war auch rechtswidrig; insoweit besteht auch Vorsatz. 

7. Rechtswidrigkeit und Schuld liegen vor.      

III. § 250 I Nr. 1 b – schwerer Raub

Indem A die K mit einer ungeladenen Pistole bedroht hat (§ 250 I Nr. 1a, II Nr. 1 scheidet mangels objektiver Gefährlichkeit der ungeladenen Pistole aus) hat er die Qualifikation des schweren Raubes gemäß § 250 I Nr. 1b erfüllt: A hat die Pistole als Scheinwaffe beisichgeführt und war auch bereit, diese einzusetzen. Er hat hinsichtlich der Qualifikation auch vorsätzlich gehandelt.  

A hat sich im ersten Handlungsabschnitt wegen schweren Raubes strafbar gemacht.      

2. Handlungsabschnitt: Niederschlagen des P

I. § 252 – räuberischer Diebstahl 

Indem A den P mit einem Kinnhaken niedergeschlagen hat, könnte er sich wegen räuberischen Diebstahls strafbar gemacht haben. 

1. Dann müßte P den A bei einem Diebstahl auf frischer Tat betroffen haben. 

A hat zwar einen Raub begangen, darin ist aber ein Diebstahl enthalten. 

Der Diebstahl des A müßte noch „frisch“ sein; er war noch nicht beendet, da A über das Geld noch keinen gesicherten Gewahrsam erlangt hat, und somit in zeitlicher Hinsicht noch frisch. Da sich A noch in unmittelbarer Tatortnähe, dem Parkplatz, befand, als er den P niederstreckte, ist auch der geforderte enge räumliche Zusammenhang mit dem Diebstahl bzw. dem Raub gegeben.   

Schließlich müßte A bei dem Diebstahl  „betroffen“ worden sein. Betreffen setzt ein Zusammentreffen mit einer Person voraus. Es kann sich dabei auch um einen Unbeteiligten handeln. Hier wurde A von P, einem Unbeteiligten, betroffen.
2. Indem A den P niedergeschlagen hat, hat er gegen ihn Gewalt verübt. 

3. A hat vorsätzlich gehandelt. 

4. A müßte auch in der Absicht gehandelt haben, sich im Besitz des gestohlenen Gutes zu erhalten. Diese sog. Beutesicherungsabsicht setzt voraus, dass sich die Beute im Besitz des Täters befindet, was hier der Fall ist.  Zudem will sich A durch seine Handlung die Beute erhalten.   

5. A hat rechtswidrig und schuldhaft gehandelt.  
II. §§ 252, 250 - schwerer räuberischer Diebstahl 

1. § 250 I Nr. 1 a

Die Faust scheidet als Körperteil als gefährliches Werkzeug aus (braucht nicht geprüft zu werden)

2. § 250 I Nr. 1b

Die ungeladene Pistole, die A beim Raub bei sich führte, scheidet als Erschwerungsgrund aus, da A sie jedenfalls nicht gegenüber dem P einsetzen wollte. 

3. § 250 II Nr. 3 a oder 3 b

Laut Sachverhalt hat A den P weder körperlich schwer mißhandelt, dh erhebliche Folgen für die körperliche Integrität herbeigeführt oder erhebliche Schmerzen zugefügt, noch eine konkrete Todesgefahr herbeigeführt (konnte angesichts des eindeutigen Sachverhalts auch weggelassen werden).
Ein schwerer räuberischer Diebstahl scheidet aus. 

III. §§ 253, 255 – räuberische Erpressung 

1. Indem A den P niedergeschlagen hat, hat er Gewalt gegen eine Person in Form der vis absoluta, der willensausschließenden Gewalt angewandt.

2. Dadurch hat es P unterlassen, den A weiterhin zu verfolgen. Diese Unterlassung stellt aber keine nach der Literaturauffassung erforderliche Vermögensverfügung dar, da ein willentliches Verhalten bei Bewusstlosigkeit nicht vorliegt.    

IV. § 223 – Körperverletzung

Indem A den P mit einem Kinnhaken niedergeschlagen hat, hat er den Tatbestand der Köperverletzung sowohl in seiner 1. Alternative der körperlichen Mißhandlung durch Hinzufügung von Schmerzen als auch in seiner 2. Alternative der Gesundheitsbeschädigung durch Hervorrufen einer Bewusstlosigkeit erfüllt. A hat vorsätzlich, rechtswidrig und schuldhaft gehandelt. 

V. § 224 – gefährliche Körperverletzung 

Der Einsatz der Faust stellt kein gefährliches Werkzeug iS des § 224 I Nr. 2  dar, da Körperteile keine vom Körper trennbaren Werkzeuge darstellen (braucht nicht geprüft zu werden). 

Auch ist das Niederschlagen nicht als eine das Leben gefährdende Behandlung iS des § 224 I Nr. 5 zu werten, da dieses eine generelle objektive Eignung voraussetzt, das Opfer in Lebensgefahr zu bringen (aA natürlich vertretbar).  
Eine gefährliche Körperverletzung liegt nicht vor.

A hat sich im 2. Handlungsabschnitt wegen räuberischen Diebstahls und Körperverletzung strafbar gemacht. 

3. Handlungsabschnitt: Die Ansichnahme der Brieftasche
I. § 249 – Raub

Indem A dem bewusstlos am Boden liegenden P die Brieftasche wegnahm, könnte er sich wegen Raubes strafbar gemacht haben. 

1. Bei der Brieftasche des P handelt es sich um eine für A fremde, bewegliche Sache.    
2. Diese Sache müßte A dem P auch weggenommen haben. Fraglich ist, ob P wegen seiner Bewusstlosigkeit Gewahrsam an der Tasche hatte. Gewahrsam ist die von einem generellen Herrschaftswillen getragene tatsächliche Sachherrschaft über eine Sache. Für den Herrschaftswillen ist ebenso wie für die Sachherrschaft die Verkehrsanschauung maßgeblich: Demnach haben auch Bewusstlose und Schlafende Herrschaftswillen und verlieren die Sachherrschaft nicht aufgrund dieses Zustandes.

Durch Ansichnahme der Brieftasche hat A neuen Gewahrsam begründet und den Gewahrsam des P gebrochen.    

3. Durch Niederschlagen des P hat A auch Personengewalt diesem gegenüber angewandt. Dieses Niederschlagen diente aber nicht der Wegnahme der Brieftasche sondern dem Erhalt der Raubbeute aus dem Einkaufsmarkt. Somit fehlt es am subjektiven Finalzusammenhang zwischen Gewaltanwendung und Wegnahmehandlung.
A hat sich nicht wegen Raubes strafbar gemacht. 

II. § 242, 243 – Diebstahl in einem besonders schweren Fall
1. A hat dem P die Brieftasche weggenommen. 
2. Er hat vorsätzlich gehandelt und in der Absicht, sich diese rechtswidrig zuzueignen.  

3. Die Tat wurde rechtswidrig und schuldhaft begangen. 
4. Indem A die Hilflosigkeit des bewusstlosen P ausgenutzt hat, hat er das Regelbeispiel des § 243 I Nr. 6 erfüllt. 

A hat sich im 3. Handlungsabschnitt wegen Diebstahls in einem besonders schweren Fall  strafbar gemacht (andere Formulierung: Er hat sich eines Diebstahls in einem besonders schweren Fall schuldig gemacht).
-------------

Lösung des Falles auf der Basis der Rechtsprechung, die eine Vermögensverfügung im Rahmen der räuberischen Erpressung ablehnt. Diese Lösung gilt natürlich nur für diejenigen, die der Rechtsprechung auch folgen.  
1. Handlungsabschnitt:

I. §§ 253, 255

1. …

2. K ist zu einer Handlung, der Herausgabe des Geldes genötigt worden. Somit ist der Nötigungserfolg eingetreten. 

3. Als Folge der Nötigung muß es zu einem Vermögensschaden gekommen sein. Ein Vermögensschaden in Form des Verlustes des Geldes ist hier nicht bei der Genötigten K, sondern bei dem Einkaufsmarkt entstanden. Obgleich die Rechtsprechung - anders als die Literatur -  eine selbstschädigende und damit dem geschädigten Vermögensinhaber zurechenbare Vermögensverfügung des im Lager des Geschädigten stehenden Verfügenden im Rahmen der §§ 253, 255 ablehnt, fordert sie gleichwohl mit Blick auf den Wesensgehalt der Erpressungsnorm ein Näheverhältnis dergestalt, dass das Nötigungsopfer, hier die K, im Zeitpunkt der Tatbegehung auf der Seite des Vermögensinhabers steht. Dies ist hier der Fall. 

4. A hat vorsätzlich gehandelt

5. Ferner hatte er Bereicherungsabsicht. 

6. Diese Absicht war auch objektiv rechtswidrig, und es lag ein entsprechender Vorsatz bei A vor. 

7. A hat rechtswidrig und schuldhaft gehandelt.       

II. §§ 253, 255, 250 I Nr. 1b – schwere räuberische Erpressung - wie oben

(Raub ist nicht mehr zu prüfen: zwar gilt, dass nach der Rechtsrechung jeder Raub – Wegnahme – auch eine räuberische Erpressung ist, wobei die allgemeinere Erpressung – Duldung der Wegnahme - dann hinter den spezielleren Raub zurücktritt; umgekehrt gilt dies aber nicht: nicht jede Weggabe, so wie hier, ist zugleich auch eine Wegnahme und damit Raub → für die Abgrenzung von Raub und Erpressung kommt es allein auf das äußere Erscheinungsbild an, ist dieses eine Weggabe, kommt nur Erpressung in Betracht, niemals Raub, handelt es sich um eine Wegnahme, so verdrängt der speziellerere Raub das auch vorliegende allgemeinere Delikt der Erpressung (Duldung der Wegnahme) 
A hat sich im ersten Handlungsabschnitt einer schweren räuberischen Erpressung schuldig gemacht. 
2. Handlungsabschnitt

I. § 252

Eine räuberische Erpressung ist keine taugliche Vortat des räuberischen Diebstahls.

II. § 223 - wie oben    

III. § 240 – Nötigung

1. Einsatz von Gewalt durch Niederschlagen des P 

2. Nötigung zu einer Unterlassung, nämlich zur Aufgabe weiterer Verfolgung 

3. Vorsatz  

4. Rechtswidrigkeit und Schuld sind gegeben
IV. §§ 253, 255 – räuberische Erpressung 
1. Gewalt gegen eine Person durch Niederschlagen des P

2. dadurch Nötigung zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung; hier: zur Aufgabe der Verfolgung des A (auf eine Vermögensverfügung kommt es nach der Rechtsprechung nicht an, so dass auch vis absoluta den Nötigungserfolg herbeiführen kann)

3. Vermögensschaden; hier nicht bei P sondern bei dem Einkaufsmarkt, zu dem P jedenfalls zum Zeitpunkt der Tatbegehung in einem Näheverhältnis steht. 

4. Vorsatz und rechtswidrige Bereicherungsabsicht, RW und Schuld liegen vor.

    Gleichwohl ist im Ergebnis eine erneute räuberische Erpressung des A abzulehnen: Auf der Basis der sog. Tatbestandslösung fehlt es an einem über die Vortat hinausgehenden (weiteren) Vermögensschaden, da dieser bereits durch die räuberische Erpressung gegenüber der Kassiererin eingetreten sei. Auch die sog. Konkurrenzlösung kommt im Ergebnis zu einer Ablehnung der §§ 253, 255: Zwar vertiefe die geglückte Flucht die Endgültigkeit des Schadens und stelle mithin einen Vermögensschaden dar, gleichwohl trete aber die neuerliche räuberische Erpressung als mitbestrafte Nachtat (Sicherungshandlungen, Verwertungshandlungen) hinter die     .  Ursprungserpressung zurück. 

Im Ergebnis scheidet somit eine räuberische Erpressung durch Niederschlagen aus.     

A hat sich im 2. Handlungsabschnitt wegen Körperverletzung und Nötigung strafbar gemacht. 

3.  Handlungsabschnitt : keine Abweichungen zu oben    

